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Bericht des Berichterstatters Abgeordneter Dr. Arndt. 

Eine Minderheit im Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität 
hat in Übereinstimmung mit einer Minderheit im Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht gegen die Zulässigkeit des An- 
trages betr. Finanzvorlagen Bedenken im Fiinblick auf 

1. die Autonomie des Bundestages, 

2. das Initiativrecht nach Artikel 76 des Grundgesetzes und 

3. das Fiaushaltsrecht 

erhoben. Diese Minderheit sieht ihre rechtlichen Bedenken auch durch 
die Neufassung der Vorlage nicht behoben und hält die Vorlage 
daher als mit dem Grundgesetz nicht vereinbar für unzulässig. 

1. Die aus der Autonomie des Bundestages hergeleiteten Bedenken 
sind durch die Neufassung der Vorlage nur insoweit ausgeräumt, 
als auch die Mehrheit im Ausschuß für Rechts wesen und Ver- 
fassungsrecht eine Bindung des Bundestages durch seine Geschäfts- 
ordnung an eine Zustimmung der Bundesregierung für unmög- 
lich erachtet und daher beseitigt hat. Dagegen sollen auch nadi 
der Neufassung der Vorlage Finanzvorlagen in der Regel vom 
Präsidenten unmittelbar an Ausschüsse überwiesen werden. Auch 
soll der Präsident des Bundestages in Zweifelsfällen entscheiden, 
ob es sich um eine Finanzvorlage handelt. Eine solche Regelung 
gibt dem Präsidenten des Bundestages autoritäre Machtbefugnisse 
und steht mit Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes in Wider- 
spruch, da Gesetzes Vorlagen „beim Bundestag” und nicht bei 
seinem Präsidenten einzubringen sind und deshalb die Verfügung 
über solche Vorlagen nicht dem Präsidenten allein, sondern un- 
abdingbar nur dem Bundestag, d. h. seiner Vollversammlung, zu- 
stehen kann. Dieses Recht kann der Bundestag auch nicht durch 
seine Geschäftsordnung vergeben. Überdies verkennt eine derartige 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrleb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 

und Wiesbaden, NieUschestr. J 


Drucksadle Nr. 498 



Regelung, da sie sich gerade auch auf Gesetzesvorlagen erstrecken 
soll, die Bedeutung der ersten Lesung, wie sie besonders von 
der Opposition wiederholt in den Debatten bereits betont wurde. 
Die Ausschüsse des Bundestages sind lediglich seine Hilfsorgane 
ohne eigene staatsrechtliche Existenz. Sie können überhaupt nicht 
tätig werden, ohne von der Vollversammlung einen Auftrag und 
mindestens bei Gesetzesvorlagen durch die grundsätzlichen Er- 
klärungen der Fraktionen in der Debatte Richtlinien erhalten zu 
haben. Schließlich ist der Ältestenrat seiner Zusammensetzung 
nach kein Beschlußorgan. Ein Einvernehmen des Bundestagsprä- 
sidenten mit dem Ältestenrat könnte aber anders als durdh Be- 
schluß im Streitfall nicht hergestellt werden. Auch dem Ältesten- 
rat würde daher hier eine Rolle zugewiesen werden, die er nicht 
haben kann und soll. 

2. Die Neufassung der Vorlage mildert die aus dem Initiativrecht 
der Abgeordneten nach Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes 
hergeleiteten Bedenken nur dem Grade nach ab, trifft aber nicht 
das Wesen der Sache. Es handelt sich hier um das Prinzip des 
Initiativrechts. Würde durch einen solchen Präzedensfall anerkannt, 
daß dieses Prinzip nicht ausnahmslos gilt, so würde damit das 
Prinzip aufhören, ein Prinzip zu sein, weil das Wesen eines Prin- 
zips darin besteht, daß es keine Ausnahmen zuläßt. Ein erster 
Präzedensfall gegen dieses Prinzip eröffnet daher für die Zukunft 
unübersehbare Möglichkeiten zur Einschränkung des Initiativ rechts 
der Abgeordneten. 

Nach Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes können Gesetzes- 
vorlagen auch „aus der Mitte des Bundestages” eingebracht wer- 
den. Die Abgeordneten haben also das Initiativrecht, und zwar 
einschließlich der Ausgaben-Initiative. Ob dieses Initiativrecht von 
jedem einzelnen Abgeordneten oder nur durch eine Gruppe von 
Abgeordneten ausgeübt werden kann, mag dahingestellt bleiben; 
die Formel „aus der Mitte”spricht dieses Recht nicht notwendig 
jedem einzelnen Abgeordneten zu; auch kann, wenn die Ge- 
schäftsordnung ein solches Recht nur einer Gruppe von Abge- 
ordneten zuerkennt, von einem seit Jahrzehnten bestehenden parla- 
mentarischen Gewohnheitsrecht gesprochen werden, dessen Fort- 
bestand allerdings durch die Neuregelung des Wahlrechts zweifel- 
haft geworden sein könnte. Jedenfalls ist eine formale Ein- 
schränkung des Initiativrechts, welche das Mitwirken mehrerer 
Abgeordneter verlangt, ihrem Wesen nach etwas grundsätzlich 
anderes, als die substantielle Einschränkung, wie sie durch diese 
Vorlage erwirkt werden soll. 

Daß der Reichstag nach der Weimarer Verfassung auch die Aus- 
gabenftnitiative hatte, war unstreitig. Der Umstand, daß während 
der Verfallszeit im Jahre 1932 dieses Initiativrecht durch eine 
dieser Vorlage ^entsprechende Novelle der Geschäftsordnung ein- 
geengt werden sollte, ist ohne Bedeutung, weil seinerzeit — nach 
Auskunft des früheren Reichstagspräsidenten Löbe — jene Ein- 
schränkung in der Geschäftsordnung des früheren Reichstages in 
keinem einzigen Falle praktisch geworden ist und daher mindestens 
kein Gewohnheitsrecht begründet haben kann. Überdies kannte 
die Weimarer Verfassung keine dem Artikel 113 des Grundge- 
setzes entsprechende Vorschrift. Auch der Hinweis auf das bri- 
tische Unterhaus geht fehl. Großbritannien kennt keine geschrie- 
bene Verfassung, sodaß die dort seit dem 18. Jahrhundert ange- 
ordnete Einschränkung des Initiativrechts nicht aus der Befugnis 
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des Parlaments, sich eine Geschäftsordnung zu geben, abzuleitcn 
ist, sondern Verfassungsrecht darstellt. Wahrend also das britische 
Parlamament verfassungsrechtlich keine Ausgaben-Initiative besitzt, 
ist sie dem deutschen Parlament stets zuerkannt und von ihm 
auch immer in Anspruch genommen worden. Das französische 
Staatsrecht hat ebenso diese Frage nicht als eine der Geschäfts- 
ordnung, sondern als eine verfassungsrechtliche behandelt, und 
deshalb in Artikel 17 der Verfassung vom 13. Oktober 1946 be- 
stimmt, daß die Abgeordneten der National -Versammlung zwar 
die Ausgaben-Initiative besitzen, aber kein Vorschlag, der eine 
Vermehrung oder Neuanschaffung von Ausgaben mit sich bringt, 
außerhalb der Diskussion über den Haushalt oder die vorge- 
sehenen oder ergänzenden Kredite vorgelegt werden kann. Nach 
dem Vorbild der französischen Verfassung, in bewußter Ab- 
weichung von der Weimarer Verfassung, bestimmt die Verfassung 
des Freistaates Bayern in Artikel 79, daß eine Angelegenheit, 
welche Ausgaben verursacht, für die im festen Haushaltsplan kein 
entsprechender Betrag eingestellt ist, seitens des Landtages nur 
in Beratung gezogen und beschlossen werden darf, wenn gleich- 
zeitig für die notwendige Deckung gesorgt wird ; bestimmt die 
hessische Verfassung in Artikel 142, daß Beschlüsse des Landtages, 
welche Ausgaben in sich schließen oder für die Zukunft mit sich 
bringen, bestimmen müssen, wie diese Ausgaben gedeckt werden, 
und bestimmt die Verfassung des Landes Württemberg-Baden in 
Artikel 99 Absatz 3, daß der Landtag Ausgaben, die über den 
von der Regierung vorgeschlagenen oder bewilligten Betrag hin- 
ausgehen, nur beschließen kann, wenn Deckung gewährleistet ist. 
Somit , steht ^ insbesondere nach dem Landesverfassungsrecht fest, 
daß die Ausgaben-Initiative nicht durch die Geschäftsordnung des 
Parlaments, sondern allein durch verfassungsrechtliche Regelung 
einschränk bar ist. 

In Kenntnis dieser Lage und dieser Vorbilder ist der Parlamenta- 
rische Rat bewußt den Weg gegangen, durch Artikel 76 Absatz 1 
des Grundgesetzes dem Bundestag ein der deutschen Tradition 
entsprechendes unbeschränktes und unbeschränkbares Initiativrecht 
einzuräumen. Bewußt in Abweichung von den Verfassungen der 
Länder Bayern, Hessen und Württemberg-Baden sowie von der 
französischen Verfassung ist der Parlamentarische Rat den Weg 
gegangen, daß er zwar das Initiativredbt des Bundestages auch 
für Ausgaben in vollem Umfange komstituiert, aber durch Ar- 
tikel 113 der Bundesregierung ein Einspruchsrecht zugebilligt hat, 
welches so außergewöhnlich stark ist, daß es vom Bundestag nicht 
einmal mit qualifizierter Mehrheit überstimmt werden kann. Der 
Artikel 113 des Grundgesetzes setzt geradezu voraus, daß Be- 
schlüsse des Bundestages und des Bundesrates, welche neue Aus- 
gaben in sich sdiließen oder für die Zukunft mit sich bringen, 
möglich und daher zulässig sind. Eine Vereitlung solcher Beschlüsse 
durch eine bloße Regelung in der Geschäftsordnung müßte des- 
halb nicht nur den Artikel 113 des Grundgesetzes gegenstands- 
los machen, sondern würde auch eine dem Grundgesetz zu- 
widerlaufende politische Gewichtsverschiebung mit sich bringen. 
Denn das Grundgesetz hat durch Artikel 113 ausdrücklich der 
Bundesregierung die politische Verantwortung dafür auferlegt, ob 
sie einem solchen Beschluß der gesetzgebenden Körperschaften 
zustimmen will oder nidit. Von dieser politischen Verantwortung 
kann und darf die Bundesregierung nicht durch eine Bestimmung 
in der Geschäftsordnung des Bundestages befreit werden, eine Be- 
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Stimmung, welche auch die Ausgaben-Initiativc des Bundesrates 
unzulässig einschränken würde. Das Initiativrecht aus der Mitte 
des Bundestages ist deshalb nach dem Grundgesetz in seiner Sub- 
stanz unbeschränkt und unbeschränkbar, sodaß jede entgegen- 
stehende Vorschrift in der Geschäftsordnung unzulässig ist. 

3. Endlich sind auch die haushaltsrechtlichen Bedenken, denen sich 
teilweise die Mehrheit des Ausschusses für Rechtswesen und Ver- 
fassungsrecht sowie der Bundesfinanzminister angeschlossen haben, 
nicht in vollem Umfang ausgeräumt. Da das deutsche Haushalts- 
recht vom Grundsatz der universalen Deckung beherrscht wird, 
d. h, daß in der Regel alle Einnahmen des Bundes für alle seine 
Ausgaben haften und zu verwenden sind, läßt sich ohne be- 
sondere Vorschrift gar nicht feststellen, welche Einnahmen im 
einzelnen einer bestimmten Ausgabe entspricht. Auch ist der Haus- 
haltsplan ein Gesetz lediglich in formellem Sinne, seinem Wesen 
nach jedoch ein Verwaltungsakt und in der Sache nur ein Vor- 
anschlag. Der Haushaltsplan bestimmt also nicht, daß die Ein- 
nahmen weder höher noch geringer sein dürfen, sondern schätzt 
sie. Auch hinsi(ftitlich der Ausgaben tritt nach Maßgabe des 
Artikel 112 des Grundgesetzes keine absolute Bindung ein. Die 
Beurteilung, ob eine im Haushaltsplan veranschlagte Einnahme 
oder Ausgabe höher oder geringer wird als geschätzt, ist in der 
Regel häufig eine politische Frage, Ihre Entscheidung kann weder 
durch die Ge'^chäftsordnung präjudiziert nodi sinnvoll durch das 
Verlangen nach einem entsprechenden Antrag mit der Beratung 
und Abstimmung über eine Finanzvorlage verbunden werden. 

n. 

Bericht des Berichterstatters Abgeordneter Kiesingcr. 

Mit dem Antrag der Fraktion der FDP vom 29. September 1949 
war durch Beschluß des Plenums der Ausschuß für Geschäfts- 
ordnung und Immunität als federführender Ausschuß, und zur 
Prüfung der Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der be- 
antragten Änderung der vorläufigen Geschäftsordnung der Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht befaßt worden. Die 
‘Mehrheit beider Ausschüsse hat sich Aach Änderung gewisser 
Bestimmungen zugunsten des Antrages in der jetzt vorliegenden 
Fassung entschieden. 

1 . 

Verfassungsrechtliche Zulässigkeit der beantragten Änderung der 
vorläufigen Geschäftsordnung. 

Die Mehrheit des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hatte keine Bedenken gegen die verfassungsrechtliche Zu- 
lässigkeit der beabsichtigten Änderung der vorliegenden Geschäfts- 
ordnungen der nunmehr vorliegenden Fassung. Dieser Auffassung 
schloß sich die Mehrheit des Ausschusses für Geschäftsordnung und 
Immunität an. Eine mit der Autonomie des Bundestages nicht 
vereinbare und daher verfassungswidrige Bestimmung erblickten 
beide Ausschüsse jedoch in der Klausel des Absatzes 1 der ur- 
sprünglichen Fassung, wonach die Behandlung der Überweisung 
von Finanzvorlagen von einer Zustimmung der Bundesregierung 
abhängig gemacht wurde. Deshalb wurde diese Klausel gestrichen. 
Ebenso wurden verfassungsrechtliche Bedenken gegen die in Absatz 3 
der ursprünglichen Fassung vor handene^Bestimmung erhoben, daß 
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eine anderweitige Schätzung von Einnahmen oder Ausgaben im 
Ausgleichsvorschlag der Anerkennung der Bundesregierung be- 
durfte. Statt dieser verfassungsrechtlich bedenklichen Bestimmung 
enthält die neue Fassung den Satz: „Zur Schätzung einer Ein- 
nahmenerhöhung oder Ausgabensenkung im Ausgleichsantrag ist 
die Bundesregierung vorher zu hören.“ 

Alle übrigen an der ursprünglichen Fassung vorgenommenen 
Änderungen beruhen vorwiegend auf redaktionellen und Zweck- 
mäßigkeits-Erwägungen. 

Im übrigen hielt die Mehrheit beider Ausschüsse die von der 
Minderheit im Hinblick auf die Autonomie des Bundestages auf 
das Initiativrecht nach Artikel 76 Grundgesetz und auf das 
Haushaltsrecht vorgetragenen verfassungsrechtlichen Bedenken nicht 
für begründet. 

Artikel 76 Grundgesetz bestimmt, daß Gesetzesvorlagen „beim 
Bundestage“ .... „aus der Mitte des Bundestages” eingebracht 
werden. Die Einbringung von Gesetzesvorlagen beim Bundestage 
setzt zunächst deren Einreichung beim Präsidenten des Bundes- 
tages voraus. Über das weitere Verfahren, d. h. darüber, ob der 
Bundestagspräsident die Vorlagen unmittelbar dem Plenum zu- 
zuleiten hat, oder ob er sie zunächst an Ausschüsse weiterleiten 
kann, enthält weder Artikel 76 noch eine sonstige Bestimmung 
des Grundgesetzes eine bindende Vorschrift. Insbesondere läßt 
sich nach Ansicht der Mehrheit beider Ausschüsse aus der Formu- 
lierung des Artikels 76: „Gesetzesvorlagen werden beim Bundes- 
tage ein gebracht, nicht folgern, daß eine Überweisung an das 
Plenum zwingend vorgeschrieben, eine Überweisung durch den 
Präsidenten an Ausschüsse verfassungswidrig sei. Es steht dem 
Bundestage daher frei, durch seine Geschäftsordnung das Ver- 
fahren so zu regeln, daß gewisse Vorlagen nicht unmittelbar an 
das Plenum, sondern zunächst an Ausschüsse überwiesen werden. 
Der Einwand der Minorität, daß die Bundestagsausschüsse nicht 
tätig werden könnten, ohne vom Plenum einen speziellen Auftrag 
erhalten zu haben, greift nicht durch. Da das Grundgesetz über 
die Arbeit der Bundestagsausschüsse keine näheren Vorschriften 
enthält, können sie nicht nur auf Grund spezieller Aufträge des 
Plenums, sondern auf Grund der Geschäftsordnung auch auf 
andere Weise tätig werden. Insbesondere ist auch kein verfassungs- 
rechtlicher Grundsatz feststellbar, wonach Ausschüsse sich nur 
mit einer Angelegenheit beschäftigen dürften, mit der zuvor daß 
Plenum befaßt war. 

Die Mehrheit der mit der Vorlage befaßten Ausschüsse erblickte 
in der vorliegenden Fassung der Vorlage auch keine Verletzung 
des Initiativrechts des Bundestags. Nach Artikel 76 Grundgesetz 
können Gesetzesvorlagen „aus der Mitte des Bundestages” ein- 
gebracht werden. Diese Bestimmung garantiert das Recht der 
Bundestagsabgeordneten zur Gesetzesinitiative. Eine Einschränkung 
dieses Initiativ rechts in sachlicher Hinsicht wäre daher verfassungs- 
widrig. Die Vorschrift, daß eine Finanzvorlage nur dann beraten 
wird, wenn sie mit einem Ausgleichsantrag zu ihrer Deckung 
verbunden ist, enthält jedoch keine grundsätzliche Einschränkung, 
des Initiativrechts der Abgeordneten. Jeder Antragsberechtigte hat 
bei Einbringung eines Antrages die verfassungsrechtliche Pflicht 
zu erwägen, ob und wie eine zu erwartende Einnahmesenkung 
oder Ausgabenerhöhung ausgeglichen werden kann. Wenn nun- 
mehr die Erfüllung dieser Pflicht durch eine Bestimmung der 
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Geschäftsordnung auch formal rechtlich zum Ausdruck gebracht 
wird, so bedeutet dies keine Beeinträchtigung, sondern nur eine 
verfahrensmäßige Regelung des Initiativrechts. Dies gilt jedenfalls 
für die neue Fassung des Antrages, die nidit mehr verlangt, daß 
die Bundesregierung die Schätzung von Einnahmen der Ausgaben 
im Ausgleichsantrag als richtig anerkannt hat. Nach der neuen 
Fassung ist die Bundesregierung nur zu hören. In dieser Be- 
stimmung liegt ebenfalls nur eine Verfahrensregelung, die das 
Initiativrecht als solches nicht berührt. 

Die Minorität der befaßten Ausschüsse glaubte, aus der ent- 
sprechenden Regelung des vorliegenden Problems in ausländischen 
und deutschen Landes- Verfassungen eine Bestätigung ihrer An- 
sicht zu finden, wonach die durch die Vorlage beabsichtigte Neue- 
rung nur durch eine verfassungsgesetzliche Regelung, nicht durch 
eine Bestimmung der Geschäftsordnung erzielt* werden könne. 
Doch erschien auch dieses Argument nicht stichhaltig. Aus der 
ausdrücklichen verfassungsgesetzlichen Regelung eines Problems 
folgt nämlich nicht, daß es, im Fall des Schweigens des Ver- 
fassungsgesetzes, nicht durch die Geschäftsordnung des Parlamentes 
hätte geregelt werden können. 

Ebensowenig steht Artikel 113 Grundgesetz der vorgeschlagenen 
Regelung in der Geschäftsordnung des Parlamentes entgegen. Nach 
Artikel 113 des Grundgesetzes bedürfen Beschlüsse des Bundes- 
tags und des Bundesrats, welche von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Ausgaben des Haushaltsplanes erhöhen oder neue 
Ausgaben in sich schließen oder für die Zukunft mit sich bringen, 
der Zustimmung der Bundesregierung, Diese bedeutsame Be- 
stimmung des Grundgesetzes macht jedoch die durch den vor- 
liegenden Antrag vorgeschlagene Regelung weder überflüssig noch 
unzulässig. Selbstverständlich setzt Artikel 113 voraus, daß Be- 
schlüsse des Bundestages, welche neue Ausgaben in sich schließen 
oder für die Zukunft mit sich bringen, möglich und zulässig 
sind. Die Zulässigkeit derartiger Beschlüsse wird durch die beab- 
sichtigte Änderung der Geschäftsordnung auch garnicht in Frage 
gestellt. Es wird für sie lediglich eine bestimmte Verfahrensrege- 
lung, insbesondere ein gleichzeitiger Ausgleichsantrag gefordert. 
Audi bei der vorgeschlagenen Regelung verbleibt es dabei, daß 
die Bundesregierung den vom Bundestag gefaßten Beschlüssen 
ihre Zustimmung geben oder verweigern kann. Die vorgeschla- 
gene Neuregelung macht daher den Arikel 113 Grundgesetz 
keineswegs gegenstandslos. Sie ist vielmehr eine sinnvolle Ergän- 
zung dieser Bestimmung im Rahmen der parlamentarischen Ge- 
schäftsordnung. 

Soweit etwa haushaltsrechtliche Bedenken gegen den Antrag er- 
hoben werden konnten, wurden sie durch die jetzt vorliegende 
Fassung beseitigt. Es wird nicht mehr verlangt, daß eine Finanz- 
vorlage „nur zusammen mit den dazugehörenden Titeln, des Haus- 
haltsplanes” beraten wird. Mit der Streichung dieses Passus wurde 
dem haushaltsrechtlichen Prinzip der „universalen Deckung” 
Rechnung getragen, wonach nicht bestimmte Ausgaben durch be- 
stimmte Einnahmen, sondern die Gesamtheit der Ausgaben durdi 
die Gesamtheit der Einnahmen gedeckt werden. 

2 . 

Die Zweckmäßigkeit der beabsichtigten Ergänzung der Geschäfts- 
ordnung. 

Die vorgeschlagene Änderung der Geschäftsordnung durch Ein- 
führung eines S48a in der jetzt vorliegenden Fassung bezweckt 
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die Verhinderung bzw. Eindämmung von Finanzvorlagen, die 
ohne Berücksichtigung der finanziellen Möglichkeiten des Bundes 
eingebracht werden. Insbesondere sollen auch Anträge, denen 
lediglich agitatorische oder parteipropagandistische Absichten zu- 
grunde liegen, vermieden werden. Der Mehrheit des Geschäfts- 
ordnungsausschusses erschien eine solche Maßnahme angesichts 
der angespannten Finanzlage des Bundes, der außerordentlich 
großen Zahl der in der kurzen Zeit der Existenz des Bundes 
aus der Mitte des Bundestags eingebrachten Finanzvorlagen drin- 
gend erforderlich. 

Die beabsichtigte Regelung, die übrigens einer Bestimmung der 
Geschäftsordnung des Reichstags der Weimarer Republik aus dem 
Jahre 1932 entspricht, soll eine sachliche und verantwortungs- 
volle Initiative der Abgeordneten des Bundestages nicht hemmen, 
sondern unterstützen. Die Eindämmung finanziell ungenügend 
durchdachter oder rein agitatorischer Anträge wird die sachliche 
Arbeit des Bundestags fördern und sein Ansehen und damit das 
Ansehen der Demokratie im Deutschen Volke stärken. 

3. 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität stellt auf 
Grund dieser Erwägungen den Antrag: 

Der Bundestag wolle beschließen, den Antrag der Fraktion 
der Freien Demokratischen Partei in der jetzt vorliegenden 
Form anzunehmen. 


m. 


Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Den Antrag der Fraktion der FDP — Nr. 59 der Drucksachen — 
in folgender Form anzunehmen: 

In die vorläufige Geschäftsordnung wird hinter § 48 folgender 
§ 48 a ein gefügt: 


§48a 

Finanzvorlagen 

Finanzvorlagen werden in der Regel vom Präsidenten des Bun- 
destages nadi Anhörung des Ältestenrates unmittelbar dem zu- 
ständigen Ausschuß und dem Haushaltsausschuß oder nur dem 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Finanzvorlagen sind alle Vorlagen der Bundesregierung und alle 
Anträge von Mitgliedern des Bundestages, die In der Hauptsache 
bestimmt oder in erheblichem Umfang geeignet sind, für die 
Gegenwart oder die Zukunft auf die öffentlichen Finanzen ein- 
zuwirken, also z namentlich solclie, die den Haushalt, Einnahmen 
oder Ausgaben, das Vermögen, die Schulden oder Bürgschaften, 
die Steuern, Abgaben und Gebühren, sonstigen Aufwand für 
öffentliche Zwecke sowie die Haushaltsrechnungen und Berichte 
des Rechnungshofes über alle diese Gegenstände betreffen. In 
Zweifelsfällen entscheidet der Präsident des Bundestages im Ein- 
vernehmen mit dem Ältestenrat endgültig, ob es sich um eine 
Finanzvorlage handelt. 
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Ein Antrag von Mitgliedern des Bundestags, der eine Finanz- 
vorlage darstellt, und eine Ausgabenerhöhung oder eine Ein- 
nahmensenkung zur Folge hat, wird nur dann beraten, wenn er 
mit einem Ausgleichsantrag zu ihrer Deckung verbunden ist. 
Zur Schätzung einer Einnahmenerhöhung oder Ausgabensenkung 
im Ausgleichsantrag ist die Bundesregierung vorher zu hören. 
Antrag und Ausgleichsantrag bilden für Beratung und Abstim- 
mung einen einheitlichen, nicht teilbaren Antrag. 


Bonn, den 7. Februar 1950 


Der Ausschluß für Gesdiäftsordnung und Immunität 

Ritzel Dr. Arndt Kiesinger 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatter 
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